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Abkiirzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

VBS gidg?néssische Departement flr Verteidigung, Bevolkerungsschutz und

por

SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Standerates

EFK Eidgendssische Finanzkontrolle

AUNS Aktion flr eine unabhéngige und neutrale Schweiz

ETH Eidgendssische Technische Hochschule

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

EU Europaische Union

EzZV Eidgendssische Zollverwaltung

KKPKS Konferenz der kantonalen Polizeikommandanten

MELANI Melde- und Analysestelle Informationssicherheit

BV Bundesverfassung

SRF Schweizer Radio und Fernsehen

EDA Eidgendssisches Departement fir auswartige Angelegenheiten

WEF World Economic Forum

SDA Schweizerische Depeschenagentur AG

GSoA Gruppe flur eine Schweiz ohne Armee

AdA Angehorige(r) der Armee

RS Rekrutenschule

SIS Schengener Informationssystem

NCS Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken

DaziT Gesamtheitliches Transformationsprogramm der Eidgendssischen
Zollverwaltung (EZV)

ASDE Air Situation Data Exchange (Luft-Situation-Datenaustauschprogramm
der NATO)

SHAPE Supreme Headquarters Allied Powers Europe

NDB Nachrichtendienst des Bundes
(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst fir Analyse und
Pravention)

SSV Schweizer Schiesssportverband

SBV Schweizerischer Buchsenmacher- und Waffenfachhéandlerverband

VSPB Verband Schweizerischer Polizeibeamter

SOG Schweizerische Offiziersgesellschaft

IGS Interessengemeinschaft Schiessen Schweiz

Fedpol Bundesamt fur Polizei

DCAF Genfer Zentrum flr die demokratische Kontrolle der Streitkrafte

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

EuGH Gerichtshof der Européaischen Union

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

DFF Département fédéral des finances

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats

CDF Contrdle fédeéral des finances

ASIN Action pour une Suisse Indépendante et Neutre

EPF Ecole polytechnique fédérale

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

UE Union européenne

AFD Administration fédérale des douanes

CCPCS Conference des commandants des polices cantonales

MELANI Centrale d'enregistrement et d'analyse pour la sGreté de I'information

Cst Constitution fédérale

RTS Radio Télévision Suisse

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

WEF World Economic Forum
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ATS
GSsA
Militaire
ER

SIS
SNPC
DaziT

ASDE

SHAPE
SRC

FST
ASA
FSFP
SSO
CIT
Fedpol
CDFA
CCDJP

CJUE

Agence Teélégraphique Suisse SA

Groupe pour une Suisse sans Armée

Militaire

Ecole de recrues

Systeme d'information Schengen

Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques

Programme global de modernisation et de transformation de
I'Administration fédérale des douanes (AFD)

Air Situation Data Exchange (Programme OTAN d’échange de données
sur la situation aérienne)

Supreme Headquarters Allied Powers Europe
Service de renseignement de la Confédération

(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

Fédération sportive suisse de tir

Association suisse des armuriers et negociants d'armes specialisés
Fédération Suisse des Fonctionnaires de Police

Société Suisse des Officiers

Communauté d'intérét du tir suisse

Office fédéral de la police

Centre pour le contréle démocratique des forces armées

Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux
de justice et police

Cour de justice de I'Union européenne (anciennement Cour de justice
des Communautés européennes CJCE)
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MOTION
DATUM: 19.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

MOTION
DATUM: 25.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

Zeitgleich mit Josef Dittli (cvp, UR) reichte auch Stédnderat Eder (fdp, ZG) eine Motion zu
Cyber-Fragen ein. Er fokussierte jedoch nicht auf Armeestrukturen, sondern regte
generell die Schaffung eines Cybersecurity-Kompetenzzentrums auf Stufe Bund an. Im
Laufe der Uberpriifung der NCS solle der Bund Massnahmen in die Wege leiten, um eine
solche Organisationseinheit zu schaffen. Eder schwebte eine Koordinationsstelle vor,
die bundesweit die Vorgange im Bereich der Cybersicherheit Gberwacht und fordert,
die jedoch ferner auch eine Weisungsbefugnis gegentiber den Amtern erhalten solle.
Die Notwendigkeit einer solchen Stelle leitete Eder aus friheren parlamentarischen
Vorstossen sowie dem Geschaftsbericht des Bundesrates Uber das vergangene Jahr ab,
wo klar geworden sei, dass noch zu wenig flr die Cybersicherheit gemacht werde. Wie
sein Ratskollege Dittli regte Eder eine Zusammenarbeit mit Wissenschaft und
Hochschulen sowie der IT-Branche an.

Der Bundesrat teilte die Auffassung, dass der Cyberbereich eine Koordinationsstelle
braucht. Zusammen mit MELANI sei eine solche Stelle jedoch bereits geschaffen
worden. Das Know-how sei vorhanden und die geforderte Weisungsbefugnis sei auch
bereits erteilt worden. Bei grosseren Cybervorfallen wirden
departementslbergreifende Task-Forces eingesetzt, um Krafte zu blndeln. Die
Bedrohung werde zunehmen - dessen war sich auch die Regierung sicher - und die
Anforderungen an die Durchhalteféhigkeit der zustandigen Stellen steige im Ereignisfall.
Ein Koordinationszentrum, wie es in der Motion gefordert wird, sei entsprechend
fachlich und personell weiterzuentwickeln. Genau dies werde in der Weiterentwicklung
der NCS angestrebt, weswegen der Bundesrat die Ablehnung der Motion beantrage.

Anders sah dies der Stédnderat. Die Motion wurde mit 41 zu 4 Stimmen deutlich
angenommen. Der Abstimmung ging jedoch eine langere Debatte voraus, die rasch
verdeutlichte, dass der Bundesrat allein auf weiter Flur stand. Der Motionar selbst
eroffnete die Beratungen mit seiner Erstaunensbekundung: Zwar sage die Regierung,
sie wolle die Kompetenzen zur Cyberabwehr verstarken und koordinieren, aber die
Motion wolle sie nicht zur Annahme empfehlen. Das passe nicht zusammen und das
gehe auch fir andere Mitunterzeichnende (22 an der Zahl) nicht auf. Verdeutlichen
konnte er sein Anliegen mit eben bekannt gewordenen Angriffen auf zwei
Departemente. Die Meinung. dass die Meldestelle MELANI bereits Aufgaben im
Cyberbereich wahrnehme, teilte der Motionar nicht. Deren Arbeit stellte er nicht
infrage, aber in der noch gultigen Cyberstrategie des Bundes komme das Wort
"Cybersecurity-Kompetenzzentrum nicht ein einziges Mal vor." Daraufhin hielt er ein
eigentliches Pladoyer fir die Sache, man musse endlich handeln - die beiden ETH
stiinden bereit. Weitere Redner pflichteten Eder (fdp, ZG) bei. Besonders Vertreter der
SP sprachen sich dabei flr einen Ausbau der Cyberabwehr aus, durchaus auch zu
Lasten von anderen Abwehrprogrammen (Rustung). Erich Ettlin (cvp, OW) fand die
Debatte dann "fast schon langweilig", weil sich alle einig waren. Alle ausser Bundesrat
Maurer, der die Regierung vertrat. Sein langes Votum - im Wesentlichen zeigte er die
bisher angewendeten Vorgange und Massnahmen auf und die Tatsache, dass kaum eine
Bundesratssitzung ohne Cyber-Thema abgehalten werde - schloss er mit dem Appell,
man solle die Regierung und MELANI nicht unterschétzen. Das Plenum wollte jedoch
ganz offensichtlich ein Zeichen setzen und die Arbeiten im Cyberbereich dergestalt
biindeln, dass eine zentrale Stelle die Koordination tbernimmt.

Josef Dittli (fdp, UR) schlug mit seinem Vorschlag, innerhalb der Armee ein
Cyberdefence-Kommando einzurichten, einen eigentlichen Paradigmenwechsel vor.
Bereits seit Jahren war der Bund bestrebt, im Bereich Cyber-Kriminalitat neue Wege zu
gehen und den sich verandernden technologischen Entwicklungen Rechnung zu tragen,
indem beispielsweise die Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken
(NCS) lanciert wurde. Eine eigentliche Cyber-Armee wurde jedoch in diesen Prozessen
noch nicht konzipiert. Mit der fortschreitenden Digitalisierung und den damit
ausgeldsten Datenverschiebungen mussen Sicherheitsaspekte im Cyber-Bereich jedoch
zunehmend angesprochen sowie entsprechende Massnahmen vorgesehen werden.
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Dittli wollte innerhalb des VBS und der Armee eine eigene Truppe zur Cyberabwehr
aufbauen. Er leitete die Notwendigkeit seines Vorschlags aus dem Verfassungsauftrag
an die Armee ab. Ein professionalisiertes Kommando mit 100 bis 150 Cyberspezialisten
soll, flankiert von einer 400-600 AdA-starken Cybertruppe, die sensiblen
Infrastrukturen schitzen. Die Ausbildung dieser Spezialisten soll Uber eine eigens zu
schaffende Cyber-RS erfolgen. Sieben Punkte fihrte der Motionéar an, die eine solche
Cyber-Einheit erflllen kénnen muss: Eigene Systeme jederzeit schitzen; eigenstédndige
Cyberoperationen durchfihren (z. B. Cyberaufklarung, -verteidigung, aber auch
-angriff); den NDB unterstltzen; Unterstitzungsleistungen weiterer Betreiber kritischer
Infrastrukturen; zivile Behdrden in Cyberangelegenheiten unterstitzen. Dafur soll die
Armee einerseits Kooperationen mit dem Forschungsplatz, aber auch dem
Hochschulbereich eingehen und andererseits Vorbereitungen treffen, damit eine
solche militérische Cyber-Einheit konzipiert werden kann. Dittli schlug also eine
eigentliche Cyber-Armeeeinheit vor, daneben war auch eine Motion von Standerat Eder
(fdp, ZG) héangig, der sich im Cyber-Bereich ein Kompetenzzentrum wilinschte. Diese
Motion wurde vom Stadnderat bereits dem Zweitrat Gberwiesen.

Der Bundesrat zeigte sich in seiner Antwort auf den Vorstoss skeptisch. Elemente der
Zielvorgabe wirden gegenwartig mit einem Aktionsplan Cyberdefence angegangen,
dieser erfllle weite Teile der Motion. Bezuglich der Anliegen die Truppe betreffend
(Verfligbarkeit, Starke, Milizprinzip) seien daher die néchsten Schritte in der Umsetzung
des Aktionsplans, wie sie bis 2020 vorgesehen sind, abzuwarten. Hinsichtlich der
Einrichtung eines eigenen Kommandos zeigte sich die Regierung offener, man misse
aber auch hier abwarten, wie sich solche Leitungsstrukturen in ein Gesamtgeflge
integrieren liessen. So sprach sich der Bundesrat noch gegen die Motion aus, hielt sich
aber die Moglichkeit offen, bei einer allfalligen Annahme im Erstrat via das VBS
zuhanden des Zweitrats noch auf den Motionstext Einfluss zu nehmen.

Die Ratsdebatte wurde mit einem Ordnungsantrag Héche (sp, JU) erdffnet, der die
Motion der zustadndigen SiK zur Vorprifung zuweisen wollte. Héche wollte nicht
mehrspurig fahren und nicht neben den Prozessen um den Aktionsplan des
Bundesrates und der zuvor angenommenen Motion Eder (fdp, ZG) zusatzlich auch noch
einen Prozess zur Schaffung einer Cyber-Armee anstossen. Der Motionér entgegnete
jedoch, dass sich die Ziele der Motion Eder nicht mit denjenigen seiner eigenen
Uiberschneiden wiirden, da er sich eben auf den Bereich Armee beschranke. Im Ubrigen
hatte sich ja die Regierung offen gegenlUber der Motion gezeigt und einzig an der
Cyber-RS Anstoss genommen. Der Ordnungsantrag wurde nicht angenommen, damit
konnte der Vorstoss materiell behandelt werden.

Der Motionar verteidigte sein Anliegen mit der Einschatzung, dass nicht klar sei, was der
Bundesrat und das VBS im Cyber-Bereich erreichen wollen. Zwar werde viel
unternommen, auch gerade bezluglich der Rollendefinition der Armee und ihrer
Funktionen in der Cyberabwehr, offen sei jedoch, wie die Starken der Miliz einbezogen
werden kénnen. Der Aktionsplan Cyberdefence sei laut Dittli (fdp, UR) .in Ordnung”,
jedoch sei kaum etwas Uber seinen Inhalt bekannt. Dass ein wesentlicher Teil seiner
Motion bereits in anderen Prozessen umgesetzt wird, begrisste er, aber das wichtige
und titelgebende Anliegen seines Vorstosses, ein Cyber-Kommando in die
Armeestrukturen einzubinden, sei eben noch nicht angedacht. Ebenso fehle in der
Debatte Uber die Moglichkeiten, IT-Spezialisten zu finden und auszubilden, die Pridfung
einer Cyber-RS. Es gebe schliesslich bereits IT-Spezialisten in den Rechenzentren von
Bund und VBS, eine systematische armeenahe Cyber-Ausbildung fehle jedoch komplett.
Er sah denn auch einen Steilpass in der gedusserten Bereitschaft der Regierung, im
Falle einer Annahme seiner Motion noch Anderungsvorschlage zuhanden der SiK-NR zu
machen. Diesen Steilpass musste der Standerat ,also der Sache zuliebe annehmen”.
Ratskollege Ettlin (cvp, OW) blies ins gleiche Horn. Es gebe bereits heute monatlich
tausende Cyberangriffe auf diverse kritische Strukturen und er finde die Argumentation
der Regierung, eine Cyber-RS sei nicht méglich, da sie sich nicht in die bestehenden
Ausbildungsmodelle der Armee einfligen lasse, .speziell”. Die Annahme neuer
Herausforderungen, auch im Bereich (Cyber-)Verteidigung sei wichtig, so der
Obwaldner weiter.

Verteidigungsminister Parmelin argumentierte vergeblich mit den bestehenden
Arbeiten und der Bereitschaft, den Weg der Cyberabwehr weiter gehen zu wollen. Das
Ratsplenum nahm die Motion mit 34 zu 7 Stimmen deutlich an. ?
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MOTION
DATUM: 12.12.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

MOTION
DATUM: 06.03.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ein Cyberdefence-Kommando innerhalb der Strukturen der Armee zu etablieren, stiess
bei der SiK des Nationalrates grundsatzlich auf Zustimmung. Jedoch sahen die
Sicherheitspolitikerinnen und -politiker noch Préazisierungspotenzial beim Text der
Motion Dittli (fdp, UR). So soll statt von einem Kommando von einer «Cyber-
Organisation» die Rede sein. Ferner sei der Begriff «Cyber-Bataillon» unzutreffend,
weil dadurch suggeriert werde, dass eine autonome Formation errichtet wiurde.
Hingegen sei vorgesehen, dass I[T-Spezialisten der Verwaltung und des Militars
zusammen zum Einsatz kommen wirden. Schliesslich wollte die Kommission darauf
verzichten, eigens eine Cyber-RS durchzuflihren. Stattdessen sollten AdA, die ein Talent
im Cyber-Bereich hatten, erst spater eine armee(fach)spezifische Cyberausbildung
erhalten und in einem weiteren Schritt einer Cyber-Einheit zugeteilt werden. Mit
diesen Anderungen gelangte die SiK einstimmig ans Ratsplenum.

In der Nationalratsdebatte folgten nur die notigsten  Wortmeldungen.
Kommissionssprecher Dobler (fdp, SG) fasste die zentralen Punkte zusammen. Weil die
von der Kommission vorgeschlagenen Anderungen vom Bundesrat angeregt worden
waren und in der Kommission Einigkeit geherrscht hatte, konnte der St. Galler auf die
Unterstitzung seiner Kommissionskolleginnen und  -kollegen zédhlen. Dem
Verteidigungsminister blieb nur tbrig, die nunmehr von der Regierung mitgetragenen
Anderungen zur Annahme zu empfehlen und die Abkehr von der zuvor herrschenden,
ablehnenden Meinung bekannt zu geben. In der Folge wurde die Motion im Nationalrat
angenommen, wobei sie in der kleinen Kammer aufgrund der vorgenommenen
Anderungen nochmals traktandiert werden musste.

Mit 58 Mitunterzeichnenden aller Parteien im Rlcken forderte Franz Gruter (svp, LU)
den Bundesrat mittels Motion auf, den Ausbau der Cyberabwehrkompetenzen
voranzutreiben. Innerhalb zweier Jahre sollen alle sicherheitspolitischen Kompetenzen
im Bereich Cyberabwehr zudem gebindelt werden und innerhalb der Verwaltung von
einer einzigen Stelle koordiniert werden kénnen. Dabei wurde offen gelassen, ob diese
Einheit innerhalb der Armee geschaffen oder dem VBS angegliedert werden soll. Jedoch
sah der Motionér eine Finanzierung via das Rustungsbudget vor. Ferner sollte auch
bezuglich kunftiger Beschaffungen ein Augenmerk auf Cybersicherheit gelegt werden.
Gruter schlug damit in die gleiche Kerbe wie Standerat Dittli (fdp, UR), der seinerseits
ein Cyberdefence-Kommando anregte, und Standerat Eder (fdp, ZG), der die Schaffung
eines Kompetenzzentrums fir Cyberfragen verlangte. Begriindet wurde die Motion mit
den neuen Bedrohungsszenarien im digitalen Raum sowie mit der Erfahrung kirzlich
stattgefundener Angriffe auf die Computerinfrastruktur von Bund und Wirtschaft. Der
Luzerner wollte dartuber hinaus ebenfalls - dieses Anliegen deckt sich mit den
Bestreben der beiden Motionen aus der kleinen Kammer - die Zustandigkeit neu regeln
und nur eine Verwaltungsstelle mit der Aufsicht betrauen, um «Redundanzen,
Ineffizienzen und Koordinationsaufwand» reduzieren zu kénnen.

Der Bundesrat, der sich also bereits wiederholt mit dhnlichen Vorstéssen konfrontiert
sah, beharrte auf der Ablehnung dieser Forderungen. Im Grunde sei er ja nicht gegen
einen Ausbau im Cyberbereich, jedoch sollte den Prozessen der NCS nicht vorgegriffen
werden, erklarte er. Eine einzige Stelle fur diese Oberaufsicht werde gepruft.

Dieser bundesratlichen Zuruckhaltung stand, wie auch in den anderen diesbezuglichen
Geschéaften, eine wohlwollende Parlamentskammer gegentber. Im Wissen um die
bereits genehmigten anderen beiden Motionen Dittli und Eder hiess der Nationalrat
auch die vorliegende Motion gut. Gruter gelang es, Druck aufzubauen, in dem er auf der
Einrichtung einer zentralen Koordinationsstelle beharrte. Dabei bot er in der
Ratsdebatte bereits Hand zu einer Losung: Melani kdnne diese Aufgabe Ubernehmen, es
brauche also nicht einmal eine neue Verwaltungseinheit, schlug er vor. Jedoch musse
dort mehr investiert und sowohl personell als auch finanziell mehr Aufwand betrieben
werden. Zudem musse der Auftrag an Melani neu verfasst werden. Bundesrat Maurer
vertrat die ablehnende Haltung der Regierung, auch mit Verweis auf ein kurz zuvor
angenommenes SiK-Kommissionspostulat, vergeblich. Die grosse Kammer lberwies den
Vorstoss mit 134 zu 47 Stimmen und 9 Enthaltungen der Standekammer. *
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MOTION
DATUM: 06.03.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

MOTION
DATUM: 10.09.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.03.2019
KARIN FRICK

In der Frihjahrssession 2018 des Sténderates war die Beschlussfassung zu einem
Cyberdefence-Kommando nur noch Formsache. Der Motionér selbst, aber auch die
standerétliche SiK, zeigten sich mit der vom Nationalrat verédnderten Fassung
einverstanden. Weil der Standerat selbst zuvor bereits einmal dem Anliegen zugestimmt
hatte und nun auch in der Standekammer seitens des Verteidigungsministers grines
Licht gegeben wurde, galt die Motion schon beinahe als angenommen. Ohne
Gegenstimme wurde sie denn auch abgesegnet. °

Die Motion Gruter (svp, LU) beschéftigte im Sommer die standerétliche SiK. Der Ausbau
der Cyberabwehrkompetenzen wurde vom Gremium mehrheitlich begrisst, gleichwohl
Uberwogen Bedenken bezlglich der Motion. Die SiK-SR schlug deswegen ihrem Rat vor,
die Motion nicht anzunehmen. Man wollte sich mit diesem Schritt Zeit verschaffen, um
bereits in Angriff genommene Projekte weiterzufihren. Namentlich ging es um die
beiden lUberwiesenen Motionen zu einem Cyberdefence-Kommando in der Armee und
zu einem Cybersecurity-Kompetenzzentrum. Diese laufenden Massnahmen wurden von
der SiK begrusst, wohingegen die vorliegende Motion widersprichliche Folgen zu
bereits getatigten Beschlissen héatte. Besonders die angeregte Zentralisierung der
Cyberkompetenzen an einer Amtsstelle (innerhalb des VBS) wurde von den
Kommissionsangehorigen mehrheitlich abgelehnt. Man vergebe sich dadurch viele
bereits erlangte Kenntnisse und die bisherigen Mechanismen innerhalb des EFD und
MELANI funktionierten gut. Aus ordnungspolitischer Sicht wurde die Motion zudem
abgelehnt, weil es der Regierung und nicht dem Parlament obliege, federfiihrende
Stellen innerhalb der Verwaltung zu bestimmen. Diesem Antrag stimmten 10
Kommissionsmitglieder zu, zwei waren dagegen.

Dieser deutlichen Kommissionsmeinung folgte dann auch das Ratsplenum, das die
Motion ablehnte und damit den recht deutlichen Beschluss des Erstrates umstiess.
Kommissionssprecher Dittli (fdp, UR) und Bundesrat Maurer waren die Einzigen, die
sich zu Wort meldeten. Beide betonten die bereits angestossenen Arbeiten und die
guten Fortschritte im Cybersicherheitsbereich. Die Regierung erkenne im Vorschlag
Gruter keine bessere Losung, erklarte Maurer. Oppositionslos wurde das Geschaft
verworfen. ¢

Nachdem die eidgendssischen Réte in der Wintersession 2018 im Rahmen des
Voranschlags 2019 dem Grenzwachtkorps 44 zusatzliche Vollzeitstellen zugesprochen
hatten, betrachtete die SiK-SR das Hauptanliegen der Standesinitiativen Graublnden
(Kt.Iv. 17.318) und Wallis (Kt.Iv. 18.307) zur Aufstockung des Grenzwachtkorps als erfillt.
Angesichts der mit dem Programm DaziT laufenden Transformationsprozesse in der EZV
mache es keinen Sinn, jetzt neue Grenzwachterinnen und Grenzwéachter anzustellen
und auszubilden, um sie wenig spater wieder umschulen zu mussen. Die Ausarbeitung
einer Gesetzesvorlage wére aus formeller Sicht zudem nicht zielfihrend, weshalb die
Kommission im Februar 2019 ihrem Rat einstimmig die Abschreibung der beiden
Standesinitiativen beantragte.

In der Frihjahrssession 2019 betonte Kommissionssprecher Josef Dittli (fdp, UR) vor
dem Standeratsplenum, zentral fir die mittel- und langfristige Ressourcenplanung des
Grenzwachtkorps sei das Programm DaziT, weshalb die Kommission auch regelmassig
Uber die Lage an der Grenze und den Stand des Projekts informiert werden wolle. Die
Stéanderate Stefan Engler (cvp, GR) und Beat Rieder (cvp, VS) zeigten sich als Vertreter
der initilerenden Kantone indes wenig erfreut Uber das Vorhaben der Kommission, die
Gesetzgebungsauftrage nicht aufrechtzuerhalten. Sie zweifelten daran, dass der
Grenzschutz durch das Programm DaziT im erforderlichen Masse verbessert werden
kénne - Rieder sprach von «Placebopillen» -, und beantragten, an den Initiativen
festzuhalten. Mit 20 zu 17 Stimmen bei 3 Enthaltungen (Kt.lv. VS) bzw. 20 zu 16 Stimmen
bei 4 Enthaltungen (Kt.lv. GR) folgte der Sténderat schliesslich dem Antrag seiner
Kommission und schrieb die beiden Initiativen ab.’
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Innere Sicherheit

Im Nachgang einer Recherche der SDA fiel das Schlaglicht der 6ffentlichen Debatte im
Februar 2016 plétzlich auf die schon seit Monaten geplante Verscharfung des EU-
Waffenrechts. Als Reaktion auf die Terroranschlége von Paris im vergangenen Jahr solle
mit der Einschréankung des Waffenbesitzes und -handels nun verhindert werden, «dass
Waffen in die Hande von Terroristen fallen», wie EU-Kommissionsprasident Jean-
Claude Juncker von der NZZ zitiert wurde. Sofern die Richtlinie tatsachlich zustande
kommt, muss die Schweiz als Schengen-Vertragsstaat diese Ubernehmen, um ihre
Mitgliedschaft im Schengener und damit verbunden auch im Dubliner Abkommen nicht
zu gefahrden. Dies erlauterte der Bundesrat in seiner Antwort auf eine entsprechende
Interpellation Ruiz (sp, VD; Ip. 15.4199). Die Schweiz sei jedoch in der zustédndigen
Expertengruppe des Ministerrates vertreten, wenn auch ohne formales Stimmrecht und
nur mit beratender Funktion, was eine gewisse Einflussnahme ermdogliche. Von der
Kommission vorgesehen sind unter anderem strengere Registrierungspflichten, ein
Verbot des Onlinehandels von Waffen und Munition, strengere Regeln flr unbrauchbar
gemachte Waffen, ein Bedlrfnisnachweis - sei es als Jager, Sportschitze oder Sammler
- und eine medizinische Untersuchung als Vorbedingungen fur den
Waffenerwerbsschein sowie ein Verbot von zivilen halbautomatischen Feuerwaffen, die
wie vollautomatische Kriegswaffen aussehen. Diese werden von der EU nicht nur wegen
des relativ leicht moéglichen Umbaus zu vollautomatischen Waffen, sondern auch
aufgrund ihrer hohen Munitionskapazitat als sehr geféhrlich angesehen. Waffen
ebendieser Kategorie kommen im ausserdienstlichen Schiesswesen in der Schweiz
jedoch zu breitem Einsatz. Die verscharften Regeln liessen es in der Folge auch nicht
mehr zu, dass Armeeangehorige Ordonnanzwaffen nach dem Ende der Dienstpflicht mit
nach Hause nehmen.

So liess denn auch die Kritik aus dem Umfeld der Waffenlobby nicht lange auf sich
warten. Dora Andres, Prasidentin des Schweizerischen Schiesssportverbandes (SSV),
erklarte in den Medien, der SSV lehne die Vorschlage der Européischen Kommission
vollumfanglich ab. Die Schweiz brauche kein scharferes Waffenrecht und nétigenfalls
werde man dagegen politisch aktiv werden. Mit rund 133'000 Mitgliedern ware der SSV
problemlos referendumsfahig. Schutzenhilfe erhielt Andres auch von burgerlichen
Politikerinnen und Politikern, darunter CVP-Prédsident Christophe Darbellay (VS),
welcher die vorgesehenen Regeln gegentuber dem Sonntags-Blick als <«nicht
kompatibel» mit dem schweizerischen Schitzenwesen und der Milizarmee
bezeichnete. FDP-Nationalrdtin Corina Eichenberger (AG) erachtete gegeniiber der
Aargauer Zeitung eine Verscharfung des Waffenrechts als schlicht nicht in der Lage,
mehr Sicherheit zu garantieren; es sei ein «Irrglaube», dass mit strengeren Regeln der
kriminelle Waffenmissbrauch verhindert werden kénne. Die Milizarmee und die
Armeewaffen zu Hause seien sogar Teil der «schweizerischen DNA», liess sie im
Sonntags-Blick verlauten.

Im Marz 2016 gab Bundesratin Simonetta Sommaruga nach einem Treffen der EU-
Innenminister erste Entwarnung: «Die EU wird der Schweiz das Sturmgewehr nicht
verbieten», wurde sie in der Presse zitiert. Neben der Schweiz hatten sich auch andere
EU-Lander, darunter v.a. baltische und nordische Staaten mit Schitzen- und
Jagertradition, gegen zu zentralistische Verscharfungen gewehrt. In der Folge
verabschiedete der Rat der Innenminister Mitte Juni einen entscharften Entwurf mit
einer eigens auf die Schweiz zugeschnittenen Ausnahmebestimmung. Diese
«Schutzklausel fur das Schweizer Sturmgewehr» (Tages-Anzeiger) ermoglicht es
Schweizer Armeeangehdrigen weiterhin, die Waffe nach Ende der Dienstpflicht zu
behalten. Bedingungen dafir sind allerdings die Mitgliedschaft in einem
Schutzenverein, der Nachweis von jahrlichen Schiesstibungen sowie die regelméssige
medizinische und psychologische Beurteilung des Waffenbesitzers.

Ebendiese Bedingungen waren es denn auch, welche die Freude Uber den Schweizer
Verhandlungserfolg zumindest auf Seiten der Waffenlobby erheblich tribten. So
schrieb die Basler Zeitung weiterhin von der <«Entwaffnung Hunderttausender
Schweizer Burgerinnen und Blrger»; alle seien auf die Entwarnung Sommarugas
hereingefallen, denn durch die von der breiten Offentlichkeit kaum wahrgenommenen
Bedingungen wirden «unbescholtene Schweizerinnen und Schweizer, die eine Waffe
besitzen», kriminalisiert und «der Grundsatz, wonach der Staat seinen Blrgern so lange
vertraut, bis ihnen eine Straftat bewiesen werden kann, [...] ausgehebelt». Stattdessen
mussten ehemalige Soldaten nun beweisen, «dass sie keine Gewalttater sein wollen>.
Nicht zuletzt sah sie darin Uber Umwege die Umsetzung der 2011 abgelehnten Initiative
gegen Waffengewalt. Auch burgerliche Parlamentarierinnen und Parlamentarier tbten
abermals Kritik an der Richtlinie und nun insbesondere an den Bedingungen im
«Schweizer Paragraphen». Von einer «schlimmeln] Einmischung in die Schweizer
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Gesetzgebung» (Walter Mdller, fdp, SG) und der Gefdhrdung der Souverénitat der
Schweiz (Adrian Amstutz, svp, BE) war die Rede. Die Urteile Uber die Richtlinie im
Allgemeinen wie auch Uber die medizinisch-psychologischen Tests im Besonderen
reichten von «inakzeptabel und lacherlich» (Yannick Buttet, cvp, VS) bis zu «absurd»
(Dora Andres, SSV). Der neue CVP-Prasident Gerhard Pfister (ZG) forderte von
Bundesratin Sommaruga gar eine Erklarung und allfallige Nachverhandlungen in Brussel.
Der SVP-Nationalrat und Président des Berner Schitzenverbandes Werner Salzmann
reichte indes Ende September eine Motion mit dem Titel «Wir lassen uns nicht durch
die EU entwaffnen!» ein. Dem Vorstoss zufolge sollte die Schweiz gemeinsam mit jenen
EU-Staaten, die dem neuen Waffenrecht ebenfalls kritisch gegenlberstehen, die
«unannehmbaren Anderungen» bekampfen.

Im Dezember 2016 einigten sich Vertreter der EU-Mitgliedstaaten, der Européischen
Kommission und des Européischen Parlaments auf eine Fassung der Waffenrichtlinie,
Uber die als nachstes das Européische Parlament befinden wird. Unterdessen war es
der europaischen Waffenlobby gelungen, die Vorlage weiter abzuschwachen. So sieht
der Antrag zuhanden des Europaischen Parlaments kein Verbot halbautomatischer
Waffen mehr vor, sondern lediglich Einschrankungen betreffend den Verkauf und die
maximale Patronenzahl. Den Mitgliedstaaten ist es nun ausserdem freigestellt, ob fur
den Waffenerwerb medizinisch-psychologische Tests erforderlich sind oder nicht. Bei
der Uberfiihrung in nationales Recht bietet die Richtlinie daher einen gewissen
Spielraum. Was jedoch geblieben ist, sind die Mitgliedschaft in einem Schitzenverein
und die regelméassige Teilnahme an Schiessanlassen als Voraussetzungen, damit
Schweizer Armeeangehdrige das Sturmgewehr behalten durfen. Diese Punkte waren im
ausgehenden 2016 denn auch die meistkritisierten, denn mit Vereinspflicht und
Schiesszwang wolle die EU die Freiheit und Selbstbestimmung der Schweizer
beschrénken, zeigte sich Werner Salzmann gegenuber der Luzerner Zeitung besorgt. Mit
mehr Dramatik bezeichnete Jean-Luc Addor (VS), SVP-Nationalrat und Vizeprésident
von ProTell, die Schusswaffe als «das Symbol des freien Mannes» und die Reform daher
als unverhaltnismassig. ProTell kiindigte bereits das Referendum an; man toleriere keine
Verscharfung des Schweizer Waffenrechts. Auch ein Ausschluss aus Schengen/Dublin
wirde gemass diversen Zeitungsberichten von der Waffenlobby damit bewusst in Kauf
genommen. ®

Im Vorfeld der Verabschiedung der - als Folge der Terroranschlage von Paris im
November 2015 - angepassten EU-Waffenrichtlinie (2017/853) durch das Européische
Parlament am 14. Marz 2017 regte sich in der Schweizer Waffenlobby erneut lautstarker
Widerstand gegen die bevorstehende Verscharfung des Waffenrechts. Als Schengen-
Vertragsstaat ist die Schweiz verpflichtet, Weiterentwicklungen des Schengen-
Besitzstands nachzuvollziehen, worunter auch die Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie
fallt. Dazu muss die Schweiz etwa die Registrierungspflicht fir Waffen verschéarfen und
den Onlinehandel sowie den Besitz halbautomatischer Waffen flr Privatpersonen
einschrénken. Bereits im Februar 2017 berichtete die Sonntagszeitung von der
geplanten Grandung einer neuen parlamentarischen Gruppe <«Fur ein liberales
Waffenrecht», welche sich unter dem Co-Présidium von SVP-Nationalrat Jean-Luc
Addor (VS) und FDP-Standerat Josef Dittli (UR) dem Kampf gegen ein verschérftes
Waffenrecht verpflichten werde. Auch der Schweizer Schiesssportverband (SSV) hatte
zusammen mit ProTell und der Interessengemeinschaft Schiessen schon das
Referendum angekilindigt, sollte die Schweiz die verscharften Regeln Ubernehmen. Im
Anschluss an die Verabschiedung der angepassten Richtlinie durch das Européische
Parlament und deren Bestatigung durch den Ministerrat meldeten sich in der Presse
wiederholt Schutzenvertreter zu Wort und Ubten harsche Kritik am vorgesehenen
nationalen Waffenregister, am Zwang zur Vereinsmitgliedschaft oder am Verbot von
Gewehrmagazinen mit mehr als zehn Schuss. Durch die neuen Regelungen wirden sie
an der AuslUbung ihres Hobbys gehindert, kriminalisiert und «in den gleichen Topf wie
die Terroristen gesteckt», wie die Luzerner Zeitung SVP-Nationalrat Werner Salzmann
(BE) zitierte. Bestraft wlrden jene, die sich an das Recht halten, pflichtete ihm die
Présidentin des SSV, die Berner alt-Regierungsratin Dora Andres, bei.

Konsequenz einer Nichtibernahme der Richtlinie kénnte der Ausschluss der Schweiz
aus dem Schengen-Vertrag und damit verbunden auch aus dem Dubliner Abkommen
sein, dank dessen die Schweiz heute viele Asylgesuche an andere europaische Staaten
abgeben kann. Darin begriindet liegt die sowohl von liberaler als auch von linker Seite
geausserte Befurchtung einer neuen europapolitischen Grundsatzabstimmung.
Wahrend liberale Kreise zur Verhinderung einer solchen auf Ausnahmebestimmungen in
der Umsetzung der Richtlinie hofften, betonte SP-Nationalratin Chantal Galladé (ZH), es
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sei wichtig aufzuzeigen, dass die Mitgliedschaft im Schengen-Raum fur die Sicherheit
der Schweiz eine zentrale Rolle spiele. Sollten sich die Waffenlobby und die SVP, welche
schon lange Kritik am Schengen-Abkommen Ubte, in der Abstimmung durchsetzen
kénnen, drohe der Schweiz «erneut eine europapolitische Baustelle», so Galladé im
Tages-Anzeiger. Dass das angedrohte Referendum durch die Aushandlung weiterer
Sonderregelungen fur die Schweiz verhindert werden koénnte, wurde in der
Bundesverwaltung jedoch angezweifelt. Die Schweiz habe bereits in der
Entstehungsphase der Richtlinie dahingehend einzuwirken versucht und dabei
wenigstens eine Ausnahme errungen, dass Schweizer Armeeangehorige die
Ordonnanzwaffe nach dem Ende der Dienstzeit weiterhin behalten durfen, obwohl das
Sturmgewehr neu eigentlich in die Kategorie der verbotenen Waffen fallt. SSV-
Geschaftsfuhrer Beat Hunziker legte unterdessen keine grosse Kompromissbereitschaft
an den Tag und erklarte, man nehme mit dem Referendum eine allféllige Kindigung von
Schengen/Dublin in Kauf. SSV-Prasidentin Dora Andres glaubte gar nicht erst daran,
dass dieser Fall eintreten kdnnte; der Streitwert sei in dieser Sache zu gering, um die
Schweiz tatsachlich vom Schengen-Abkommen auszuschliessen. Es wurde jedoch auch
Kritik an der «Fundamentalopposition» der Schutzenlobby laut; gerade weil die EU der
Schweiz einen Ausnahmeparagraphen fur das Sturmgewehr zugestanden habe, sei diese
«unbegreiflich», dusserte sich etwa die Zircher SP-Nationalratin Priska Seiler Graf
gegenuber der Luzerner Zeitung. Es «ware ein absoluter Verhaltnisblédsinn» fur die
Interessen der Schitzen die Errungenschaften aus Schengen/Dublin wie den
polizeilichen Informationsaustausch, Erleichterungen im Reiseverkehr und die
européische Zusammenarbeit in Asylverfahren zu opfern. Auch Justizministerin
Simonetta Sommaruga zeigte sich in der Presse wenig erfreut Uber die heftige und ihrer
Meinung nach verfrihte Reaktion der Schitzen. Sie nehme die Sorgen wahr, aber der
Ubliche Weg der Gesetzgebung stehe noch bevor, weshalb man kihlen Kopf bewahren
solle.

In der Zwischenzeit beschéftigten sich verschiedenste parlamentarische Vorstdsse mit
der anstehenden Ubernahme der EU-Richtlinie ins schweizerische Recht. So wollte
beispielsweise Chantal Galladé zusammen mit den Nationalratskolleginnen Barbara
Schmid-Federer (cvp, ZH) und Kathrin Bertschy (glp, BE) die Gunst der Stunde nutzen,
um mit drei gleichlautenden parlamentarischen Initiativen (17.426, 17.427 und 17.428)
ein umfassendes Waffenregister fur die Schweiz zu fordern. Gemass «Sonntags-Blick»
hofften die Initiantinnen, damit Druck zu machen, dass ein solches in die
Vernehmlassungsvorlage zur Umsetzung der EU-Richtlinie einfliessen sollte. Der
Aargauer FDP-Standerat und Hobbyschutze Philipp Muller machte sich indes Sorgen um
die Schweizer Schiesstradition und stellte dem Bundesrat mittels Interpellation (Ip.
17.3255) die Frage nach der «Vereinbarkeit der Schweizer Schiesstradition mit der EU-
Waffenrichtlinie», wie auch der Titel des Vorstosses lautete. Gegenlber dem Tages-
Anzeiger erklarte Miller es zum Ziel, «Schengen/Dublin zu behalten und dabei das
traditionelle Schiesswesen nicht zu gefdhrden.» CVP-Nationalrat Yannick Buttet (VS)
stellte dem Bundesrat ebenfalls mittels einer Interpellation (Ip. 17.3280) die Frage nach
den Auswirkungen der EU-Beschlisse zum Waffenrecht auf die Schweiz und Werner
Salzmann wollte dem Bundesrat per Motion gar «verbieten, die neuen Regeln zu
Ubernehmen>», wie es der «Blick» formulierte. Er hatte im letzten Jahr bereits eine
Motion mit dem Titel «Wir lassen uns nicht durch die EU entwaffnen!» eingereicht, die
im Mérz 2017 im Nationalrat auf breite Zustimmung gestossen war.

Da die EU-Richtlinie nicht direkt anwendbar ist, besteht bei der Uberfilhrung ins
nationale Recht ein gewisser Spielraum, den die Schweiz auch nutzen wolle, wie das
Fedpol im Mai verlauten liess. So solle sich fur ehemalige Armeeangehdrige, die bereits
im Besitz eines Sturmgewehrs sind, nichts @ndern. Die neuen Regeln sollen erst fir jene
gelten, die zuklnftig eine halbautomatische Waffe kaufen oder nach dem Ende der
Dienstpflicht behalten wollen. Doch anstatt zu beschwichtigen, liess diese Anklindigung
die Wogen erneut hochgehen. Die Basler Zeitung schrieb fortan von der «Entwaffnung
auf Zeit» und witterte dahinter die «Wahrung des Besitzstandes fur ehemalige
Wehrmanner», um die Fuhrungsriege der Schutzen vom Referendum abzubringen. Die
obligatorische Mitgliedschaft in einem Schultzenverein hingegen solle letztere «milde
stimmen» und sei darUber hinaus juristisch fragwirdig, da sie gegen die negative
Vereinigungsfreiheit laut Art. 23 Abs. 3 BV verstosse, so die Behauptung. Wahrend
Werner Salzmann im «Blick» erneut betonte, das scharfere Waffenrecht verhindere
keinen Terroranschlag und rette kein Menschenleben, aber schikaniere die Schitzen
und sei ein «Blrokratiemonster», stellte Werner Hohler, Interimsprasident von ProTell,
gegenuber der Basler Zeitung unmissverstandlich klar: «Wir akzeptieren keine noch so
minimale Verscharfung des Waffenrechts, sondern wir wehren uns mit allen politischen
und rechtlichen Mitteln dagegen.»
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Mitte Juni 2017 féllte der Bundesrat sodann die formale Entscheidung, dass er die EU-
Feuerwaffenrichtlinie akzeptieren und diese ins Schweizer Recht Ubernehmen will. Die
angekindigte «pragmatische» Umsetzung solle nun weder ein zentrales Waffenregister
noch eine Beschrankung der Gewehrmagazine auf zehn Schuss enthalten. Auch im
letzten wesentlichen Streitpunkt, der Pflicht zur Vereinsmitgliedschaft und zum
regelmassigen Uben an der Waffe als Voraussetzungen fiir den Erwerb einer
halbautomatischen Waffe, worunter auch die Armeewaffe fallt, signalisierte der
Bundesrat Gespréachsbereitschaft. ProTell sah genau darin jedoch die Einfuhrung eines
Bedurfnisnachweises, wie er 2011 vom Volk abgelehnt worden war, und hielt zusammen
mit weiteren Schutzenkreisen und der SVP trotz aller Zugestéandnisse an der
Referendumsdrohung fest. Unter den blrgerlichen Politikern, die sich anfénglich noch
in breiter Front gegen eine Ubernahme der Richtlinie gewehrt hatten, bréckelte der
Widerstand jedoch. Wegen so kleiner Einschréankungen wie der Mitgliedschaft in einem
Schitzenverein solle Schengen/Dublin nicht aufs Spiel gesetzt werden, war vermehrt zu
vernehmen. Die Vernehmlassung zur Umsetzung der Richtlinie wird noch im Herbst
2017 erwartet. *

Selbst Wochen nach der Verabschiedung der Botschaft zur Umsetzung der gednderten
EU-Waffenrichtlinie durch den Bundesrat Anfang Mérz 2018 ebbte die gesellschaftliche
Debatte Uber die geplante Verscharfung des Schweizer Waffenrechts nicht ab. Mitte
Mérz schloss sich der schweizerische Buchsenmacher- und Waffenfachhéndlerverband
(SBV) medienwirksam der Front um den schweizerischen Schiesssportverband (SSV) an
und liess durch seinen Prasidenten Daniel Wyss abermals verkiinden, man werde das
Referendum ergreifen, sollte die Gesetzesanderung wie vom Bundesrat vorgeschlagen
vom Parlament gutgeheissen werden. Fur den SBV habe die neue Regelung «eine
riesige, existenzgefahrdende Auswirkung», ~da sich der Aufwand fur die
Waffengeschéafte durch die auf samtliche Transaktionen ausgedehnte Meldepflicht
sowie die Markierungspflicht aller wesentlichen Waffenbestandteile schatzungsweise
um eine Stunde pro Tag erhdhe; «und wir bekédmpfen damit keinen einzigen
Verbrecher», emporte sich Wyss gegenlber der Aargauer Zeitung. Der Schaden durch
die Gesetzesanderung wére so massiv, dass der SBV diesen hdher gewichte als die
Abkommen von Schengen und Dublin. Am besten wéare es jedoch, wenn das Parlament
die Vorlage so abanderte, dass kein Referendum nétig wére.

Gut zwei Wochen spater drangten die Beflrworter der Vorlage ins Rampenlicht, indem
die SP zusammen mit dem Verband Schweizerischer Polizeibeamter (VSPB), der
Verbindung der psychiatrisch-psychotherapeutisch tatigen Arztinnen und Arzte und
den Evangelischen Frauen Schweiz vor den Medien die «Plattform fir ein
zukunftsfahiges Waffenrecht» préasentierte. Als gemeinsames Ziel nannten sie ein
striktes Waffenrecht flr eine sichere Schweiz; das schweizerische Waffenrecht solle
dazu enger an die Vorgaben der EU-Richtlinie angepasst werden als dies der Bundesrat
vorsah. Die SP hatte 14 Anderungsantréage vorbereitet, um den Entwurf des Bundesrates
zu verschéarfen, u.a. betreffend die Nachregistrierung und die Aufbewahrung von
Waffen, die Marktpreise fir Armeewaffen sowie die Mdglichkeit fur Kantone, ein
psychologisches Gutachten zu verlangen, wenn die Gefahr von Selbst- oder
Fremdgefahrdung mit der Waffe besteht. Wahrend sich die Arztinnen und Arzte in
erster Linie zur Verhinderung von hauslicher Gewalt und Suiziden fir eine Verscharfung
des Waffenrechts einsetzten, war das Hauptanliegen der Polizeibeamten ein
lickenloses, schweizweites Waffenregister, um vor einem Polizeieinsatz wissen zu
kénnen, ob mit Waffen zu rechnen ist. Die kantonalen Waffenregister seien
unvollstandig, da eine Registrierungspflicht erst seit 2008 bestehe, argumentierte
VSPB-Generalsekretar Max Hofmann in der NZZ. Er wilnschte sich deshalb die
Nachregistrierung samtlicher Waffen, nicht nur der halbautomatischen. Ausserdem
betonte er im «Blick» die Unverzichtbarkeit des Schengener Informationssystems flr
die Polizeiarbeit.

Damit stellte sich der VSPB offen gegen der Polizei im Grunde wohlgesinnte Kreise wie
die Schutzen. Die Polizeibeamten liessen sich von der SP instrumentalisieren,
kritisierten SVP-Nationalrat Werner Salzmann (svp, BE) und ProTell-Generalsekretér
Robin Udry denn auch postwendend. Fur Letzteren wéare die Nachregistrierung aller
Schusswaffen gemass NZZ «der Orwellsche Albtraum eines Uberwachungsstaats».
Hofmann entgegnete darauf, es gehe nicht um Ideologie, sondern um die Sache und der
VSPB unterstitze auch nicht alle Visionen seiner Allianzpartner. Wenige Tage nach
seinem Auftritt an der Medienkonferenz der «Plattform fur ein zukunftsfahiges
Waffenrecht» erntete Hofmann jedoch auch aus den eigenen Reihen Kritik. Erwin
Rommel, Mitglied des Zentralvorstandes des VSPB, &usserte sich in der BaZ
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dahingehend, dass er vom Vorgehen der Geschéftsleitung nichts gewusst habe. Ein
solcher Auftritt stehe Hofmann nicht an, da der Verband laut Statuten politisch neutral
bleiben musse. Ausserdem seien die Verbandsmitglieder nicht Uber ihre Meinung zur
Waffenrechtsverscharfung befragt worden. Der interne Knatsch bei den Polizisten fand
wohl ihren Héhepunkt, als sich die KKPKS vor der SiK-NR dezidiert gegen die Vorlage
des Bundesrats aussprach. Die Gesetzesanderung bringe «viel Burokratie bei wenig
Nutzen», monierte sie in der Anhérung. Ob sie jedoch den zuséatzlichen Aufwand in Kauf
nahme, um das Schengen-Abkommen zu schitzen, sei gemaéss der NZZ unklar
geblieben. Die SiK entschied in der Folge, zusatzlich auch noch die Polizeibeamten und
die KKJPD zu einer schriftlichen Stellungnahme einzuladen. Derweil sah sich der VSPB
zu einer Rechtfertigung gezwungen und stellte in einer Mitteilung klar, man fordere
entgegen der Darstellung in den Medien keine striktere Umsetzung als die vom
Bundesrat angedachte und unterstutze die weitergehenden Forderungen seitens der SP
nicht.

Inzwischen herrschte aber auch aufseiten der Waffenlobby nicht nur Friede, Freude,
Eierkuchen: «Immer mehr burgerliche Waffenfreunde gehen auf Distanz zur neuen
FlUhrungscrew um den interimistischen ProTell-Présidenten Jean-Luc Addor, die
radikale Tendenzen zeigt», schrieb die Aargauer Zeitung Mitte April. Presseberichten
zufolge sei selbst Standerat Josef Dittli (fdp, UR), seines Zeichens - notabene neben
Addor - Co-Prasident der «Parlamentarischen Gruppe fir ein freiheitliches
Waffenrecht», der radikale Kurs der ProTell-FUhrung nicht geheuer. Er unterstitze die
Forderung von Addor und «gleichgesinnten Protagonisten» nach o&ffentlichem
Waffentragen nicht. «Die Schweiz ist nicht der Wilde Westen!», zitierte ihn
beispielsweise die Luzerner Zeitung. Auch SVP-Nationalrat und Wortfihrer der
Waffenfreunde, Werner Salzmann, stecke diesbezliglich «im Dilemma», berichtete
dieselbe Zeitung. Zu Wort meldete sich ebenfalls Alt-Nationalrat Willy Pfund (fdp, SO),
seinerzeit Prasident von ProTell, der dieses Amt 2016 jedoch «im Zorn Uber den Kurs
des Addor-Lagers>» (Aargauer Zeitung) niedergelegt hatte. Er bezeichnete den Wunsch
nach Waffentragen in der Offentlichkeit als «unsinnige und gefahrliche Forderung»: Die
Offentlichkeit reagiere heute sensibler auf solche Fragen als noch vor einigen Jahren,
weshalb man damit letztlich das liberale Schweizer Waffenrecht gefdhrde. Die Aargauer
Nationalratin Silvia Fllickiger-Bani (svp, AG) war gar so erbost lber die ProTell-Flihrung
um Addor, dass sie nach 14-jahriger Mitgliedschaft kurzerhand den Austritt aus der
Organisation gab. Einig waren sich die waffenfreundlichen Blrgerlichen und ProTell
einzig darin, dass die EU-Waffenrichtlinie bekdmpft werden musse. Dies kam denn auch
an der Generalversammlung von ProTell am 14. April zum Ausdruck: Nachdem die SiK-
NR wenige Tage zuvor auf die Vorlage des Bundesrates zur Umsetzung der EU-
Waffenrichtlinie eingetreten war, beschlossen die ProTell-Mitglieder vorsorglich
einstimmig das Referendum. Zur Bek@mpfung der Gesetzesvorlage werde man
nachstens eine «sehr starke und einflussreiche» nationale Allianz griinden, gab ProTell-
Generalsekretar Robin Udry in der Sonntagszeitung zu Protokoll.

Die SiK-NR schrieb in ihrer Medienmitteilung, sie sei mit 15 zu 9 Stimmen auf die
Vorlage eingetreten, um einerseits das Schengen-Assoziierungsabkommen nicht zu
gefahrden und andererseits mit einer mdglichst pragmatischen Umsetzung der EU-
Waffenrichtlinie die Traditionen des schweizerischen Schiesswesens wahren zu
kénnen. Das Volk solle Uberdies die Moglichkeit haben, sich im Rahmen eines
fakultativen Referendums zur Frage zu &dussern. Die Minderheit habe indes keinen
Revisionsbedarf im schweizerischen Waffenrecht geortet, keinen Nutzen fir die
Terrorbekémpfung gesehen und den hohen administrativen Umsetzungsaufwand
gefurchtet. Einen Rickweisungs- und eine Sistierungsantrag hatte die Kommission
abgelehnt. Neben der schon erwdhnten KKPKS hatte die Kommission auch den SBV,
ProTell, den SSV, die schweizerische Offiziersgesellschaft (SOG) und die Organisation
«Stop Suicide» angehort, was die NZZ zur Bemerkung veranlasste, bei den Anhérungen
seien fast nur Gegner der Vorlage zu Wort gekommen.

Wahrend sich der SBV, ProTell, der SSV und die AUNS - sowie auch die GSoA als
explizite Befurworterin der Waffenrechtsverschérfung - schon auf den «wohl
unausweichlichen Referendumskampf» (BaZ) vorbereiteten, zeigte sich die SOG in
dieser Sache wenig enthusiastisch. |hr Prasident Stefan Holenstein geizte gegenuber
der BaZ zwar nicht mit Kritik an der Vorlage und an deren Beflirwortern, erachtete das
Referendum jedoch nicht als zwingend. So attestierte er der CVP und der FDP eine
«Ubertriebene Angst vor einer Kindigung des Schengen/Dublin-Abkommens» und
stellte sich auf den Standpunkt, es gebe bei der Umsetzung der EU-Richtlinie durchaus
noch ungenutzten Spielraum. Die Pflicht, entweder Mitglied in einem Schiessverein zu
sein oder die Waffe regelmassig flr das sportliche Schiessen zu nutzen, bezeichnete er

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20

10



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 11.09.2018
KARIN FRICK

als «unverhaltnismassig und eine Bevormundung». Die Vorlage bekdmpfe so nicht den
gefahrlichen Handel mit illegalen Waffen, sondern treffe legale Waffenbesitzer und
indirekt, Uber das ausserdienstliche Schiesswesen, auch die Armee. Es sei indes
moglich, das Gesetz freiheitlich auszugestalten und dem «eigenstandigen Staats- und
Milizwesen» der Schweiz anzupassen. An das Parlament richtete er deshalb die
Forderung, auf «vorauseilenden Gehorsam gegenlber der EU» zu verzichten. Es
bestehe kein Anlass, «panikartig von Schengen-Rauswurf>» zu reden, sei das Abkommen
doch in gegenseitigem Interesse. In dieser Hinsicht sei die von Bundesrat und
Verwaltung proklamierte «Entweder-Oder-Strategie» nicht richtig. Fur die SOG stehe
das Referendum daher nicht im Vordergrund, sondern komme nur als Ultima Ratio in
Frage.

Frischen Wind in die Debatte brachte Mitte Mai schliesslich das Bekanntwerden des
genaueren Inhalts der tschechischen Klage beim EuGH betreffend die EU-
Waffenrichtlinie. Die Tschechische Republik zweifelte eben nicht nur wie bisher
angenommen an deren Rechtméssigkeit, sondern machte mit Hinblick auf die
Schweizer  Sonderregelung fuar Armeewaffen auch eine Verletzung des
Diskriminierungsverbots geltend. Sollte der EuGH der Klagerin in diesem Punkt Recht
geben, bedeutete dies wohl das Aus fur die von der Schweiz ausgehandelte
Ausnahmeklausel. Aufgrund der so veranderten Ausgangslage wollte die SVP die
Sistierung der Vorlage in der Kommission noch einmal zum Thema machen. Die Presse
berichtete zudem, das Fedpol verfolge das Verfahren mit, fir eine Stellungnahme sei es
jedoch noch zu friih.

Nachdem der Nationalrat in der Sommersession 2018 die vom Bundesrat
vorgeschlagene Anderung des Waffengesetzes zur Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie
(2017/853) in einigen Punkten abgeschwécht und damit geméss Bundesrétin Simonetta
Sommaruga «nicht mehr richtlinienkonform» entschieden hatte, kam das Geschaft zur
Vorberatung in die SiK-SR. Deren Sprecher Josef Dittli (fdp, UR) erklarte im Herbst 2018
vor dem Standeratsplenum, sie habe erneut die KKJPD, die KKPKS sowie den Schweizer
Schiesssportverband (SSV) zum laufenden Gesetzgebungsprojekt angehdrt und in ihrer
Beratung schliesslich einen  Kompromiss zwischen den Ansprichen von
Schengen/Dublin und jenen der Schitzen gesucht, der die Spielrdume der EU-
Richtlinie ausnutze, aber nicht gegen sie verstosse.

Der Standerat trat ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein. Als ersten Teil der eingangs
beschriebenen Kompromisslésung beantragte die SiK-SR ihrem Rat einstimmig, wie
vom Nationalrat beschlossen die Ordonnanzwaffen, die von Armeeangehdrigen am
Ende des Dienstes direkt aus den Bestdnden der Militarverwaltung zu Eigentum
Ubernommen werden, nicht als verbotene Waffen zu kategorisieren. Mit 29 zu 15
Stimmen schloss sich der Standerat in dieser Frage dem Nationalrat an.

In anderen Punkten ortete die SiK-SR jedoch Korrekturbedarf am Beschluss des
Nationalrates, um den Anforderungen der EU-Richtlinie zu entsprechen, so etwa
betreffend die Regelung des Erwerbs und Besitzes von Ladevorrichtungen mit hoher
Kapazitat. Der Nationalrat hatte hier grossen administrativen Aufwand und keinen
Nutzen gesehen und schliesslich ganz auf eine Regelung verzichtet. Laut
Kommissionssprecher Dittli schreibt die EU-Richtlinie jedoch vor, dass grosse Magazine
nur von Personen erworben werden durfen, die auch die dazugehorigen Waffen
erwerben durfen. Der Beschluss des Nationalrates sei somit nicht richtlinienkonform
und musse korrigiert werden. Die SiK-SR schlug ihrem Rat hierzu vor, die grossen
Magazine im Gesetz nicht wie Munition zu regeln - das hatte der Bundesrat
urspranglich vorgesehen, jedoch war die damit zusammenhéangende
Buchfuhrungspflicht fur die Handler im Nationalrat kritisiert worden. Stattdessen wollte
sie ein eigenes Kapitel Uber den Erwerb und Besitz von Ladevorrichtungen mit hoher
Kapazitat einflgen, in dem festgehalten wird, dass solche nur von Personen erworben
werden durfen, die zum Erwerb der entsprechenden Waffe berechtigt sind sowie dass
zu deren Besitz berechtigt ist, wer sie rechtméssig erworben hat. Bei diesem Vorschlag
entfiele die Buchflihrungspflicht und grosse Magazine kénnten unburokratisch nach
Vorlage der Ausnahmebewilligung oder des Waffenerwerbsscheins erworben werden.
Nachdem sich auch Justizministerin Sommaruga mit dieser Regelung einverstanden
erklart hatte, nahm sie der Standerat stillschweigend an. Ebenfalls als nicht
richtlinienkonform hatte die SiK-SR den Entscheid des Nationalrates gegen die
Markierung von wesentlichen Waffenbestandteilen bewertet. Dieser hatte auch hier
unnétigen administrativen Aufwand gesehen und deshalb beim geltenden Recht bleiben
wollen, wonach bei zusammengebauten Feuerwaffen die Markierung eines
wesentlichen Bestandteils gentgt. Die EU-Richtlinie verlange jedoch bei einem
Neuerwerb die Markierung aller wesentlichen Waffenbestandteile, begriindete Dittli

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20

1



GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.05.2019
KARIN FRICK

den Antrag der Kommission, hier dem Bundesrat zu folgen, was der Sténderat
schliesslich auch tat.

Keine Frage der Konformitat mit der EU-Richtlinie war jene, ob den Kantonen bei der
Erteilung von Ausnahmebewilligungen an Sportschitzen mittels einer Kann-
Formulierung ein gewisser Ermessensspielraum im Sinne des Féderalismus zugestanden
werden soll oder ob mit einer Muss-Formulierung schweizweit fur alle Sportschutzen
die gleichen Bedingungen festgehalten werden sollen, wie es der Nationalrat
beschlossen hatte. Mit 24 zu 21 Stimmen nahm die kleine Kammer einen
diesbezlglichen Einzelantrag Engler (cvp, GR) an und folgte dem Nationalrat; damit
mussen die Kantone allen Sportschitzen eine Ausnahmebewilligung erteilen, die
nachweisen, dass sie Mitglied in einem Schiessverein sind oder sonst regelmassig
schiessen, und durfen keine zusatzlichen Anforderungen stellen. Ebenfalls
einverstanden zeigte sich der Stéanderat damit, dass dieser Nachweis einmal nach funf
und ein weiteres Mal nach zehn Jahren erbracht werden muss. Bei der allgemeinen
Bestimmung fur Ausnahmebewilligungen - nicht jener speziell fur Sportschitzen -
hingegen, schwenkte die Stdndekammer auf die bundesratliche Kann-Formulierung
zuruck, um Uber das Waffengesetz hinausgehende kantonale Vorschriften nicht zu
verunmaoglichen.

Mit einer letzten Anderung kam der Stidnderat noch einmal den Schiitzen entgegen,
indem er die Bestatigungspflicht fur vor dem Inkrafttreten des Waffengesetzes
erworbene, neu verbotene Waffen in eine einfache Meldepflicht umwandelte. Ein
Einzelantrag Hosli (svp, GL), der komplett auf eine Meldung oder Bestatigung verzichten
und stattdessen das Prinzip der Besitzstandswahrung festschreiben wollte, blieb mit 10
zu 31 Stimmen bei 2 Enthaltungen chancenlos. In der Gesamtabstimmung nahm der
Standerat den Gesetzesentwurf mit 34 zu 6 Stimmen bei 5 Enthaltungen an und gab ihn
zurlick an den Nationalrat zur Differenzbereinigung.

War es nach der Debatte im Erstrat ProTell gewesen, die mit dem Referendum drohte,
war es nach der Beratung im Sténderat die AUNS, die anklindigte, sie werde das
Referendum unterstitzen oder wenn nétig selbst ergreifen - es gehe um «die
Selbstbestimmung der unabhangigen Schweiz», so der Wortlaut in der entsprechenden
Mitteilung. Wahrend sich die SVP als «Unterstitzerin im Hintergrund» am Referendum
beteiligen wolle, hatten indes der SSV und die Schweizerische Offiziersgesellschaft
(SOG) diesbezuglich noch keinen Entscheid geféllt. "

Kurz nachdem das Referendum gegen die Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie offiziell
zustande gekommen war, gab die Schweizerische Offiziersgesellschaft (SOG) - wohl
nicht vollends beabsichtigt - sowohl fur die Gegner- als auch fur die BefUrworterseite
den Startschuss zum Abstimmungskampf. An der Prasidentenkonferenz Ende Januar
2019 sprachen sich Uber dreissig anwesende Sektionen einstimmig gegen die
Verscharfung des Waffenrechts aus und bewilligten dartber hinaus einen finanziellen
Beitrag an das Referendumskomitee. Darin Einsitz nehmen wollte die SOG jedoch nicht,
wie im entsprechenden Positionspapier zu lesen war, in dem sie ihre Nein-Position
damit begriindete, dass die Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie das «liberale, dem
Milizwesen verpflichtete Schweizer Waffenrecht» unnétig einschranke. Die
Verscharfung treffe nicht den geféhrlichen Handel mit illegalen Waffen, sondern die
legalen Waffenbesitzerinnen und -besitzer und sei daher «keine nachhaltige
Massnahme gegen die terroristische Bedrohung in der Schweiz». Die NZZ bezeichnete
den Positionsbezug der SOG als wichtigen Erfolg flr die Gegnerschaft des neuen
Waffenrechts, insbesondere fir die Schitzenverbéande, die im Referendumskomitee
federfihrend waren. Bei Sicherheitspolitikerinnen und -Politikern der burgerlichen
Mitte kam die SOG damit jedoch schlecht an: Der Urner FDP-Standerat Josef Dittli
zeigte sich gegenuber der NZZ «enttauscht» von den Offizieren, denen wohl «der
Stellenwert von Schengen nicht bewusst» sei. Die Luzerner CVP-Nationalratin Ida
Glanzmann-Hunkeler bedauerte an gleicher Stelle, dass die Offiziere «ins Boot der
SVP» stiegen und sich fur deren Kampf gegen Schengen einspannen liessen. In den
Tagen darauf traten einige SOG-Mitglieder um die beiden GLP-Politiker Pascal Vuichard
(GL) und Roland Fischer (LU) aus dem Schatten und verkiindeten 6ffentlich, mit dem
Positionsbezug der SOG nicht einverstanden zu sein. Vuichard dusserte Bedenken, die
SOG verspiele mit diesem Statement ihre Glaubwirdigkeit, da die Armee von den
Anderungen gar nicht betroffen sei. Das von den GLP-Offizieren gegriindete Ja-
Komitee setzte eine «Lawine der Kritik» (Tribune de Geneéve) an der SOG in Gang und
erhielt auch parteilibergreifend weiteren Zulauf - so beispielsweise von FDP-Stéanderat
und Oberst im Generalstab Josef Dittli. Der «Krach der Offiziere>» (BaZ) griindete darin,
dass fur die Ja-Komiteeangehorigen ein gutes Verhaltnis zu Europa flr die Schweiz aus
sicherheitspolitischer Sicht absolut notwendig sei, weshalb die Schengen/Dublin-
Mitgliedschaft nicht gefahrdet werden diirfe, zumal die Anderung des Waffenrechts
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«sehr umsichtig und pragmatisch» erfolge. Dass sich auch Armeechef Philippe Rebord
hinter das neue Waffenrecht stellte, befeuerte die Debatte zusatzlich. SOG-Prasident
Stefan Holenstein gab derweil gegenlber der Presse zu Protokoll, das Waffenrecht sei
«kein Kernthema» der SOG und der Entscheid sei «keine Abstimmungsparole»,
sondern «eine Position als Ergebnis der internen Beratungen».

Mitte Februar lancierte Bundesrdtin Karin  Keller-Sutter anlésslich  einer
Medienkonferenz den Abstimmungskampf offiziell. Mit dem Slogan «Niemand wird
entwaffnet» platzierte sie das Hauptargument des Bundesrates landesweit prominent
in den Schlagzeilen: Die Anderungen am Waffenrecht seien nur geringfiigig und die
Schiesstradition in der Schweiz bleibe erhalten. Die Gesetzesédnderung rechtfertige es
somit nicht, die Schengen-Mitgliedschaft der Schweiz aufs Spiel zu setzen; die Kosten
der Beendigung der Schengen-Zusammenarbeit seien schlicht zu hoch - und zwar
sowohl in Form von zusatzlichen Staatsausgaben als auch in Form von
Sicherheitsverlust. Das SIS werde von Schweizer Sicherheitsbehérden 300'000 Mal
taglich abgefragt und habe wahrend zehn Jahren im Schnitt zu einer Verhaftung taglich
verholfen; «ohne Schengen waren wir bildlich gesprochen blind», wdurdigte der
stellvertretende Fedpol-Direktor René Blhler den Beitrag des Schengener Abkommens
an die Sicherheit der Schweiz. Hinzu kémen geméss der Justizministerin
volkswirtschaftliche Kosten von mehreren Milliarden Franken pro Jahr - einerseits im
Tourismussektor, weil die Schweiz nicht mehr mit dem Schengen-Visum bereist werden
konnte, andererseits im Asylbereich, da die Schweiz nach Wegfall des mit Schengen
verknipften Dublin-Abkommens Asylbewerberinnen und -bewerber nicht mehr
abweisen kénnte, wenn sie bereits in einem anderen Schengen-Staat Asyl beantragt
haben. Wie die Gegnerschaft des neuen Waffenrechts darauf zu hoffen, dass dieser Fall
nicht eintrete, sei riskant, denn der Ausschluss der Schweiz aus Schengen/Dublin
erfolge bei Verweigerung der Rechtslibernahme automatisch, es sei denn, der
Gemischte Ausschuss, in dem die 28 EU-Staaten und die Schweiz vertreten sind, einigte
sich innerhalb von 90 Tagen einstimmig auf einen weiteren gemeinsamen Weg. Eine
solche Einigung hielt Keller-Sutter jedoch flir unwahrscheinlich, da sich die EU zurzeit
nicht in «Kompromisslaune» (St. Galler Tagblatt) befinde. Das gegnerische Argument,
die Verscharfung des Waffenrechts trage nichts zur Terrorismusbekampfung bei,
konterte die Bundesratin damit, die Richtlinie beabsichtige in erster Linie, den illegalen
Waffenhandel zu erschweren und die Bevolkerung vor Waffenmissbrauch zu schutzen,
sie sei aber «kein Pakt zur Terrorbekampfung».

Mit ihren Erlauterungen an der Medienkonferenz erntete die Justizministerin wiederum
heftige Kritik aus den Reihen des Referendumskomitees. So kreideten ihr die Gegner
an, der Bundesrat habe eine Kehrtwende vollzogen, indem er die Waffenrichtlinie
explizit nicht mehr in Zusammenhang mit Terrorismusbekdmpfung bringe, sondern nur
noch von der Bekampfung illegalen Waffenhandels und Waffenmissbrauchs spreche.
Weiter bezichtigten sie verschiedene Exponenten der Gegnerschaft mehr oder weniger
direkt der Irrefihrung und der Falschinformation. Sie stérten sich vor allem daran, dass
rund 80 Prozent der im Schiesssport verwendeten Waffen neu verboten wirden, und
auf etwas Verbotenes bestehe kein Rechtsanspruch; daran é&ndere auch die
vorgesehene Ausnahmebewilligung nichts. Zudem flrchteten sie sich vor zukinftigen
weiteren Verscharfungen des Waffenrechts; da die EU-Richtlinie alle funf Jahre
Uberprift werden solle, seien weitere Verscharfungen vorprogrammiert. Die Debatte
um die Kosten des angeblich drohenden Schengen-Ausschlusses sei nur ein
«Ablenkungsmandver», zitierte die «Stdostschweiz» den Walliser SVP-Nationalrat und
ProTell-Interimspréasidenten Jean-Luc Addor; die EU habe Uberhaupt kein Interesse
daran, die Abkommen zu kindigen, weil sie davon mindestens so viel profitiere wie die
Schweiz und die Schweiz ja bereits ein effizientes Waffenrecht besitze. In Wahrheit sei
die Reform ein «trojanisches Pferd», mit dem die EU in Zukunft alle halbautomatischen
Waffen verbieten kénne, so Addor gegenutber der «Tribune de Genéve». Anders als der
Bundesrat den Leuten weismachen wolle, seien die Anderungen fir die Schiitzen
Uberhaupt nicht zumutbar, stellte auch IGS-Prasident Luca Filippini in der Presse klar
und betonte einmal mehr, die Annahme der Waffenrichtlinie ware «das Ende des
Schiessens als Volkssport», ja sogar «der Beginn vom Ende unseres Rechtsstaates».

So klar, wie es auf den ersten Blick den Anschein erwecken mag, waren die Fronten
jedoch nicht. Wie bei den Offizieren ausserten sich auch bei den Schutzen nach und
nach kritische Stimmen zur Haltung des nationalen Verbandes. Wéahrend diverse
kantonale Schitzenverbande an ihren Versammlungen finanziell und ideologisch zum
Kampf gegen das «Entwaffnungsdiktat» aus Bruissel, von dem sie sich existenziell
bedroht sahen, rusteten, beschloss etwa der Schaffhauser Kantonalschitzenverband
Stimmfreigabe, da die neuen Bestimmungen laut Prasident Pascal Herren «den
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Schiesssport nicht beeintrachtigen» wirden. Auch der Prasident der Ausserrhoder
Schitzen, Bruno Preisig, gab in der Aargauer Zeitung zu Protokoll, er habe «kein
Problem mit den neuen Regelungen», im Gegenteil: «Es wére kliger gewesen, das Geld
in die Nachwuchsférderung, statt in eine grosse Nein-Kampagne zu investieren.» Fur
ein Ja zum neuen Waffenrecht setzten sich hingegen geschlossen die grossen
Wirtschaftsverbédnde Economiesuisse, Hotelleriesuisse und der Gewerbeverband sowie
kantonale Handelskammern ein. Auf Druck der Tourismusbranche hatte sich der
Gewerbeverband Ende Januar zur Ja-Parole durchgerungen, obwohl der von SVP-
Nationalrat Jean-Francois Rime (FR) présidierte Verband die Vorlage vor Jahresfrist
noch als unverhaltnisméassig abgelehnt hatte, wie das St. Galler Tagblatt berichtete.
Bedeutend flr die Wirtschaft seien geméass der NZZ vor allem die Folgen eines Neins:
Die Verbande beflirchteten zusatzliche Kosten flir das Asylwesen und die innere
Sicherheit, hohere Staukosten im grenzliberschreitenden Verkehr infolge
wiedereingeflhrter Grenzkontrollen sowie einen Rickgang der Tourismus-Nachfrage
aufgrund des wegfallenden Schengen-Visums. Anlasslich ihrer Delegiertenversammlung
schloss sich Ende Mérz schliesslich noch die SVP, die sich im Abstimmungskampf
bisher zurlckgehalten hatte, offiziell dem Nein-Lager an. Der Berner SVP-Nationalrat
Werner Salzmann begrindete die Zurlckhaltung seiner Partei gegenlber der NZZ
damit, dass man sich in einem Wahljahr befinde und somit «nicht beliebig Geld zur
Verfugung [habel, um die Kampagnen von Verbadnden zu unterstitzen». Hinter
vorgehaltener Hand sei man in Schitzenkreisen jedoch sogar froh um die Zurtckhaltung
der SVP, so die NZZ weiter, da ein klares Verstandnis des Referendums als Angriff auf
Schengen/Dublin wohl eher der Beflirworterseite zum Vorteil gereicht hatte. Alle
anderen grosseren nationalen Parteien gaben indes die Ja-Parole aus.

Anfang April zeugten erste Umfrageergebnisse von einer bereits starken
Meinungsbildung an den beiden politischen Polen. Insgesamt hatten 53 Prozent der
Befragten angegeben, (eher) fur die Verscharfung des Waffenrechts stimmen zu wollen,
46 Prozent (eher) dagegen. In den Anhéngerschaften der beiden grossen Polparteien
sprachen sich je Uber drei Viertel klar daflr (SP) bzw. klar dagegen (SVP) aus. Bei den
Mitte-Parteien betrug die Zustimmung hingegen trotz Ja-Parolen nur gerade 50 (FDP)
bzw. 47 Prozent (CVP). Die Abstimmung werde somit in der Mitte entschieden, so die
Experteneinschatzung. Das Uberparteiliche Ja-Komitee interpretierte den &usserst
knappen Vorsprung als «Weckruf» (Tages-Anzeiger), die Stimmbevolkerung noch klarer
von der Wichtigkeit von Schengen/Dublin Uberzeugen zu missen. Dies schien der
Beflrworterschaft zunehmend zu gelingen, konnte das Ja-Lager in den folgenden
Umfragen doch entscheidend zulegen. Zwei Wochen vor dem Abstimmungstermin
verbuchte es mit einer Zustimmung von rund 60 Prozent einen komfortablen
Vorsprung. Die Sympathisantinnen und Sympathisanten aller grosser Parteien ausser
der SVP stellten sich mit klarer Mehrheit hinter die Vorlage, Frauen starker als Manner
und stadtische Gebiete starker als landliche Regionen. Der Verbleib der Schweiz im
Schengen-Raum zeichnete sich hingegen klar als das schlagende Argument der Debatte
ab.

Insgesamt bot der Abstimmungskampf Uber die lange Zeitdauer wenig Abwechslung,
verlief aber zugleich dusserst emotional. Vor allem auf der Gegnerseite war eine grosse
Wut spurbar, sowohl Uber die vermeintliche Entwaffnung der Schweizer Blrgerinnen
und Burger als auch Uber die Fremdbestimmung aus Brussel. Das Antasten des Rechts
auf eine private Waffe wurde als Angriff auf die Identitat des Schweizervolkes gesehen.
Dagegen bot Bundesratin Karin Keller-Sutter den Gegnern wenig Angriffsflache,
argumentierte sachlich und vornehm zurlckhaltend, wie der Tages-Anzeiger den
Auftritt der Justizministerin in der SRF-«Arena» Mitte April beurteilte. Indem sich die
Beflrworterseite hauptsachlich auf das Schengen-Argument beschrankte, wurden
allerdings von beiden Seiten die immergleichen Argumente bis zum Abstimmungstermin
schon fast gebetsmihlenartig wiederholt. "
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Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Der Standerat beriet in der Wintersession 2019 ein zweites Mal Gber den Rahmenkredit
2020-2023 fiir drei Genfer Zentren, um die Differenz zum Nationalrat zu bereinigen.
Dieser hatte zuséatzliche Auflagen fur die Finanzierung des DCAF gefordert. Fur den
Nationalrat waren die Anforderungen des Subventionsgesetzes nicht erfillt, obwonhl
sowohl das EDA als auch die eidgendssische Finanzkontrolle (EFK) in der Vergangenheit
nichts zu beanstanden gehabt hatten. Josef Dittli (fdp, UR) empfahl als Sprecher der
SPK-SR, die Differenz zu bereinigen und dem Nationalrat zuzustimmen. Weil die EFK in
der Zwischenzeit jedoch ein Kurzgutachten verfasst habe, welches sowohl den
Jahresvertrag 2020 als auch den Rahmenvertrag mit der DCAF flr gesetzeskonform
befunden hatte, wirde - laut Dittli - das Zentrum die geforderten Auflagen bereits
erfullen. Bundesrat Cassis wehrte sich nicht gegen die Ergédnzung, die durch den
Nationalrat vorgeschlagen wurde, insbesondere weil diese nun bereits erfullt war. Er bat
den Stédnderat daher darum, dem Antrag zuzustimmen, was dieser auch einstimmig
tat. ®

Landesverteidigung

Militareinsatze

Der Bundesrat publizierte im Herbst 2017 seine Botschaft zu einem Abkommen mit
Osterreich, worin es um die Zusammenarbeit mit dem Nachbarn im Bereich des
Luftpolizeidienstes ging. Zur Sicherung des Luftraums gegen nichtmilitdrische
Bedrohungen aus der Luft wurde beabsichtigt, ndtige Einsatze bereits auf dem
fremden Staatsgebiet zu beginnen. Eine Zusammenarbeit sei unerlasslich, da nur so der
schweizerische Luftraum genligend gesichert werden kdnne. Bereits mit Deutschland,
Frankreich und ltalien hat die Schweiz entsprechende Vereinbarungen. Mit Osterreich
habe man bis anhin nur Luftlagedaten ausgetauscht, grenziberschreitende Einsatze
seien nicht gestattet gewesen. Das solle sich &ndern. Gerade bei Anldssen wie dem WEF
sei eine Sicherheitslicke vorhanden, wenn die Einschrankung des Luftraumes nicht
Uber beiden Staatsgebieten durchgesetzt werden kdénne. Das vorliegende Abkommen
solle nun umsetzen, was wahrend des WEF-Jahrestreffens 2017 in einem Pilotversuch
bereits getestet worden und beidseits auf positive Resonanz gestossen sei. Man wolle
die Zusammenarbeit formalisieren und verspreche sich daraus erhebliche
Sicherheitsgewinne, erklarte der Bundesrat.

Der Stéanderat befasste sich als Erstrat mit dem Staatsvertrag. Er sah keine Einwénde
und gestattete die Ratifizierung mit 34 Stimmen einstimmig. Bereits die vorberatende
Kommission stellte sich vorbehaltslos hinter das Abkommen. Es sei unumgénglich, mit
den Nachbarstaaten solche Abkommen zu treffen, so Kommissionssprecher Dittli (fdp,
UR). Es gebe Uberdies keine Bedenken in Sachen Neutralitatspolitik, da es nicht um die
eigentliche Verteidigung des Luftraumes, sondern um den Luftpolizeidienst gehe.
Weiter entspreche das Abkommen mit Osterreich jenen Vereinbarungen, welche die
Schweiz mit anderen Nachbarstaaten auch eingegangen sei. Auch der Nationalrat wird
sich noch mit der Vorlage befassen miissen, bevor sie inkrafttreten kann. ™

Die Vereinbarung iiber die Luftraumiiberwachung zwischen der Schweiz, Deutschland
und dem SHAPE wurde von der kleinen Kammer ebenfalls genehmigt. Wie schon in der
Volkskammer ~war auch im Sténderat keine Opposition zu vernehmen.
Kommissionssprecher Dittli (fdp, UR) legte die Eckpunkte der Vorlage dar und zeigte die
Erwagungen der SiK-SR auf. Man anerkenne die mit der Vereinbarung erzielte
Verbesserung der Reaktionszeiten der Schweizer Luftwaffe sowie die positiven
Erfahrungen anderer am ASDE beteiligten Partner. Ebenso war ihm wichtig zu erkléaren,
dass aus neutralitatspolitischer Sicht keine Bedenken erwilchsen, da es sich beim
Austausch der Daten um Luftlagebilder handle, die in einem Konfliktfall nicht natzlich
seien. Der Kommissionsantrag auf Annahme der Vereinbarung wurde einstimmig
gefasst, ebenso unanim war daraufhin die Entscheidung im Plenum: Mit 37 Stimmen
wurde die Vereinbarung im Beisein des Verteidigungsministers genehmigt. *°
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